
Bericht

13. Ordentlicher DGB-Bundeskongreß in Hamburg*

Die an den DGB gerichteten Vorwürfe
aus dem Regierungs- und Arbeitgeberla-
ger, er habe sich mit seinem 13. Ordentli-
chen Bundeskongreß in Hamburg dem
Kampf gegen die Bundesregierung ver-
schrieben und einseitig Wahlkampfhilfe
für die SPD betrieben, offenbaren Ängste
vor dem Verlust bedeutsamer Wählerpo-
tentiale. Ob sie nun tatsächlich berechtigt
sind oder nicht - darauf gab nicht einmal
das Ergebnis der Landtagswahl in Nieder-
sachsen eine eindeutige Antwort, die
vielerorts als „Testwahl“ für die im Ja-
nuar 1987 stattfindende Bundestagswahl
angesehen wurde.

Die von der jetzigen Bundesregierung
mitgetragene Absicht, den DGB in der Öf-
fentlichkeit als „Einseitsgewerkschaft“
darzustellen, verfolgt jedoch weit mehr
als nur ein Ablenkungsmanöver von der
von ihr selbst verantworteten arbeitneh-
merfeindlichen Politik der letzten Jahre.
Arbeitgebern und Bundesregierung geht
es offensichtlich auch darum, den DGB als
Interessenorganisation aller Arbeitneh-
mer zu diskreditieren - als „sechste Par-
tei“ (Frankfurter Allgemeine Zeitung
vom 30. 5. 1986) ohne Wählervotum, als
ein überlebter Dinosaurier (Handels-
blatt), der durch radikale Sprüche nach

außen die inneren Konflikte überdecken
will und an praktisch-konkreten Alterna-
tiven zur derzeitigen Regierungspolitik
nichts zu bieten habe.

So erklärte Arbeitgeberpräsident Otto
Esser wenige Tage nach Beendigung des
Kongresses, dieser sei an den „eigentli-
chen, in die Zukunft gerichteten langfri-
stigen Perspektiven sowie an konkreten
Lösungsvorschlägen für die drängenden
Probleme von Arbeitsmarkt und sozialer
Sicherung vorbeigegangen“. Statt dessen
habe politische Agitation gegen die Bun-
desregierung und gegen die soziale
Marktwirtschaft auf der Tagesordnung
gestanden (PDA-Pressedienst Nr. 29 vom
7. 6. 1986). Alfred Dregger, der Vorsit-
zende der Unions-Bundestagsfraktion,
ging in seiner Wertung noch einen Schritt
weiter: Für jedermann, so Dregger, habe
der Kongreß sichtbar gemacht, daß sich
der DGB in einer tiefen Krise befinde -
vielleicht der schwersten in seiner Ge-
schichte. „Die Krise besteht darin, daß
sich die Funktionäre des DGB im Expreß-
zugtempo von den Mitgliedern ihrer Orga-
nisation und deren eigentlichen Interes-
sen entfernten“ (Handelsblatt vom 4. 6.
1986).

* Fortsetzung der Berichterstattung aus Heft 6/86.
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Unbestritten wandte sich der Kongreß
in den zentralen Debatten anderen The-
men zu als ursprünglich vorgesehen war:
der Sanierung der Neuen Heimat, der zu-
künftigen Energiepolitik nach der Reak-
torkatastrophe von Tschernobyl, dem
Verhältnis von Regierung und Gewerk-
schaften und schließlich Fragen gewerk-
schaftlicher Bündnispolitik. Demgegen-
über wäre nach den großen Auseinander-
setzungen, die dem Bundeskongreß vor-
ausgegangen waren - etwa die Aktions-
woche des DGB gegen Sozialabbau im ver-
gangenen Herbst und der Kampf um den
Erhalt des gewerkschaftlichen Streik-
rechts im Frühjahr dieses Jahres - eher
zu erwarten gewesen, daß in den Mittel-
punkt der Diskussionen und der öffentli-
chen Interessen Probleme gewerkschaft-
licher Gegenwehr gegen die neokonserva-
tive Politik der Bundesregierung gestellt
worden wären. Denn mit der vorläufigen
Beilegung des Streits um den § 116 Ar-
beitsf örderungsgesetz durch die im Parla-
ment verabschiedete Neuregelung des
Streikparagraphen hatten die Gewerk-
schaften eine Niederlage einstecken müs-
sen, die für sie trotz des geleisteten Wider-
standes und trotz breiter Solidaritätswelle
in der Bevölkerung für den Erhalt des
Streikrechts nicht zu verhindern war. Aus
dieser Auseinandersetzung bezogen sie
zwar aufgrund des hohen Mobilisierungs-
grades der Mitgliedschaft ein gestärktes
Selbstbewußtsein. Doch am Ende wurde
auch Ratlosigkeit darüber sichtbar, wie
denn die Bundesregierung von ihrem An-
griffskurs auf Arbeitnehmer- und Ge-
werkschaftsrechte abzubringen sei. Vor
diesem Hintergrund war sicherlich der
eine oder andere Delegierte nach Ham-
burg angereist, um klare Orientierungen
und Forderungen für seine künftige Ge-
werkschaftsarbeit mit nach Hause zu neh-
men, die eine noch größere Geschlossen-
heit aller Einzelgewerkschaften im DGB
herzustellen vermochten.

Daß sich die Medienöffentlichkeit in ih-
rer Berichterstattung fast einhellig und
ausschließlich auf die „heißen Eisen“ des
Gewerkschaftskongresses stürzte und so
den Eindruck erwecken konnte, als habe

der DGB an zukunftsweisenden Vorstel-
lungen und Programmen zur Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit, zur Friedenssiche-
rung, für den Erhalt und Ausbau des So-
zialstaates und für eine sozialverträgliche
Wirtschafts- und Technologiepolitik nicht
viel vorzuweisen gehabt, lag keineswegs
daran, daß es an entsprechenden Vorga-
ben tatsächlich gemangelt hätte. Dies
muß wohl eher mit dem Sensationshun-
ger bundesdeutscher Informationsprodu-
zenten erklärt werden. Soviel ist richtig:
Die Beratung von über 385 Anträgen zu
den verschiedenen gewerkschaftlichen
Aufgabenbereichen verlief - bis auf we-
nige Ausnahmen - völlig unspektakulär,
da sie von einem breiten Konsens getra-
gen war.

Insgesamt wird man den 13. Ordentli-
chen DGB-Bundeskongreß, gemessen an
seinen Ergebnissen, als politisch bedeut-
sam und konstruktiv einordnen können.
Sein wichtigstes Resultat: er Heß die Ge-
werkschaften im DGB in den zentralen ge-
werkschaftspolitischen Fragen und Auf-
gaben sowie in ihrem entschlossenen Wi-
derstandskurs gegen eine arbeitnehmer-
feindliche Politik der Bundesregierung
näher zusammenrücken. Auch in den Fra-
gen, die die künftige Rolle der Gewerk-
schaften und die Veränderungen in der
Arbeitswelt betreffen, konnte eine grö-
ßere Einheitlichkeit hergestellt werden.
Gleichwohl: die konkrete Umsetzung der
in den Anträgen beschlossenen Hand-
lungsaufträge an den DGB wird letztlich
darüber entscheiden, welchen Bestand
die erreichten Kompromisse haben und
ob mit ihnen möglicherweise entschei-
dende Schritte getan werden, sich ge-
stärkt den Herausforderungen der Zu-
kunft zuzuwenden.

Dieser 13. DGB-Bundeskongreß fand
gegenüber dem vorhergehenden im Mai
1982 unter grundlegend veränderten
Rahmenbedingungen statt. In die Zwi-
schenzeit fallen der Amtsantritt der libe-
ral-konservativen Regierungskoalition,
tiefgreifende Veränderungen in der Wirt-
schafts- und Beschäftigtenstruktur, die
Stationierung amerikanischer Atomrake-
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ten in Europa sowie die - spätestens seit
Tschernobyl - nicht mehr zu übersehende
Krise der friedlichen Nutzung der Atom-
energie und des technischen „Fort-
schritts“ insgesamt. Die Folgewirkungen
- wie Verschärfung der Wirtschaftskrise,
Umweltzerstörung, Anstieg von Massen-
und Dauerarbeitslosigkeit, Entstehen ei-
ner „neuen Armut“, massiver Abbau von
Arbeitnehmerschutzrechten, Angriffe auf
die Mitbestimmung - stellen nicht nur die
bisherigen, von den Gewerkschaften er-
kämpften Errungenschaften in Frage. Sie
bringen auch erhebliche Gefahren für die
Durchsetzungs- und Handlungsfähigkeit
der Gewerkschaften mit sich: Gefahren
für die Einheitsgewerkschaft und für die
Solidarität unter den Arbeitnehmern
durch Aufspaltung der Belegschaften in
Rationalisierungsgewinner und –verlie-
rer, durch Eingriffe in das bestehende
Tarifsystem und durch eine weitere Flexi-
bilisierung der Arbeit, aber ebenso die
Gefahr ansteigender Mitgliederverluste
durch sich verringernde Erfolgschancen -
auch infolge der Beschneidung von Ge-
werkschaftsrechten.

Vor diesem Hintergrund kam dem
Kongreß die Aufgabe zu, das Verhältnis
der Gewerkschaften zur neokonservati-
ven Politik der Bundesregierung zu arti-
kulieren, die eigene Rolle neu zu bestim-
men und Antworten auf drängende Fra-
gen zu erhalten: Wie kann die Gewerk-
schaftsbewegung eine weitere Verschär-
fung neokonservativer Politik verhin-
dern? Wie können die Gewerkschaften
ihr im Kampf um die Arbeitszeitverkür-
zung und in den nachfolgenden Ausein-
andersetzungen gewachsenes politisches
Profil erhalten und erweitern, um die
konservative Wende zurückzudrängen
und um die „Zukunft der Arbeit“ im
Interesse aller Arbeitnehmer zu
gestalten? Bei der Entwicklung von
langfristigen Perspektiven mußte
allerdings die Möglichkeit mit in
Betracht gezogen werden, daß nach den
Bundestagswahlen 1987 die konservative
Periode nicht beendet sein wird.

Die Einschätzung des Neokonservatis-
mus und daraus resultierende gewerk-

schaftliche Positionsbestimmungen wur-
den auf dem Kongreß durchaus kontro-
vers diskutiert. So sah der IG Metall-Vor-
sitzende, Hans Mayr, in der neokonserva-
tiven Politik der Bundesregierung eine
„totale Machtverschiebung zugunsten der
Arbeitgeber“, während der Vorsitzende
der IG Chemie, Papier, Keramik,
Hermann Rappe, dafür plädierte, die
„konservative Periode mit ihren Möglich-
keiten und Mehrheiten“ nüchterner ein-
zuschätzen. Hans Mayr nahm für seine
Gewerkschaft das Recht zum Widerstand
gegen eine eindeutig arbeitnehmerfeind-
liche Politik in Anspruch: „Die eine Re-
gierung ist arbeitnehmerfreundh'ch, die
andere nicht. Schon deshalb kann uns
nicht gleichgültig sein, wer regiert. Nur
eines müssen alle Parteien wissen: Egal,
wie Regierungen zusammengesetzt sind,
wenn sie versuchen, Gesetze über das
Parlament zu verändern, und diese
Veränderungen gegen die Interessen der
Arbeitnehmer gerichtet sind und sie oft
bis ins Mark treffen, müssen diese
Regierungen mit dem Widerstand der
Gewerkschaften rechnen! Das verstehe
ich unter Einheitsgewerkschaft.“

Den Versuch zu vermitteln, unternahm
die ÖTV-Vorsitzende, Monika Wulf-Ma-
thies. Auch sie sprach sich aus für eine
„bessere, nämlich eine arbeitnehmer-
freundliche Politik“ und reklamierte für
sich das Recht, mit der Regierung „hart
ins Gericht zu gehen“. „Der Staat des
Grundgesetzes ist unser Staat, den wir
mitaufgebaut haben. Wenn wir mit dieser
Bundesregierung hart ins Gericht gehen,
dann verteidigen wir die Grundrechte der
Verfassung. Dann ist dieser Staat für uns
kein obrigkeitsstaatliches Herrschaftsin-
strument, sondern der Garant für Demo-
kratie, Mitbestimmung und soziale Ge-
rechtigkeit. All das [ . . . ] soll aber jetzt
von der bürgerlichen Sammlungsbewe-
gung [...] in Gefahr gebracht werden.
Dieser Politik sagen wir zu Recht unseren
Kampf an. Wir sind weder die Hilfstrup-
pen der Opposition noch die Stabilisato-
ren von Regierungen.“ Im übrigen for-
derte sie für den innergewerkschaftlichen
Diskurs Toleranz: „So wichtig Mehrheits-
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beschlüsse sind, wir müssen immer auch
an die Minderheiten denken. Konsens
kann nur durch die freiwillige Respektie-
rung von Mehrheitsbeschlüssen entste-
hen. Deshalb muß uns in grundsätzlichen
Fragen der Kompromiß wichtiger sein als
ein Abstimmungssieg, der Isolationen
schafft. Das verlangt von uns allen im
DGB, immer wieder die Gemeinsamkeit
vor das Eigeninteresse zu stellen, auch in
unserem Innenverhältnis. [ . . . ] Einheit
kann auch manchmal Selbstbeschrän-
kung erfordern, und sie verlangt da den
Verzicht auf Maximalpositionen, wo sie in
der Breite keine Basis findet.“

Das Thema wurde in dem Grundsatzre-
ferat des DGB-Vorsitzenden, Ernst Breit,
am Tag darauf noch einmal aufgegriffen,
als er sich im Rahmen seiner Kritik an der
Politik der Bundesregierung grundsätz-
lich zum weiteren Vorgehen der Gewerk-
schaften äußerte. Er erteilte demNeokon-
servatismus eine deutliche Absage und
nannte ihn das „Werk von Gesellschafts-
veränderern“, gegen die sich die Gewerk-
schaften „mit aller Kraft zur Wehr setzen
müssen“. „Die neokonservativen Re-
zepte, die den Gewerkschaften verschrie-
ben werden, sind nichts anderes als uralte
Betäubungsmittel aus der Arbeitgeber-
apotheke, die es ermöglichen sollen, den
Gewerkschaften die Zähne zu ziehen.
Aber das läßt sich verhindern, wenn wir
immer rechtzeitig zubeißen.“ Daß der
DGB-Vorsitzende fast einstimmig wieder-
gewählt wurde**, gibt einen Hinweis dar-
auf, daß die von ihm dargelegte Offensiv-
position von einer breiten Mehrheit der
Delegierten unterstützt wurde.

Den DGB in die Offensive führen - das
schien auch das Motto der Antragsbera-
tung zu sein. Hier wie auch bei der Ab-
stimmung über die einzelnen Anträge
kam deutlich die Wirkung der von Mo-
nika Wulf-Mathies an die Delegierten ge-
richtete Mahnung zum Ausdruck, in
grundsätzlichen Fragen den Kompromiß
vor einen Abstimmungssieg zu stellen.
Mit größter Geschlossenheit verabschie-
deten die Delegierten Anträge zur Sozial-
politik, zur Beschäftigungs-, Wirtschafts-

und Technologiepolitik, zur Tarifpolitik
wie zum Ausbau der Mitbestimmung. Sie
beschlossen unter anderem, das wirt-
schafts- und gesellschaftspolitische Ak-
tionsprogramm des DGB aus dem Jahre
1979 zu aktualisieren und innerhalb von
drei Jahren einen Entwurf für ein aktuali-
siertes sozialpolitisches Programm vorzu-
legen. In weiteren Anträgen forderten sie
öffentliche Beschäftigungs- und Investi-
tionsprogramme gerade auch für den
kommunalen Bereich zur Initiierung und
Beschleunigung qualitativen Wachstums
sowie zur Bekämpfung von Arbeitslosig-
keit und Umweltzerstörung. Das Beschäf-
tigungsförderungsgesetz soll aufgehoben
werden, Verstöße gegen bestehende Um-
weltvorschriften künftig nicht länger ba-
gatellisiert werden. Neue Industrieanla-
gen und neue Produkte sollten auf Um-
weltverträglichkeit geprüft werden. Ins-
gesamt soll der Umweltschutz Verfas-
sungsrang erhalten. Die Delegierten spra-
chen sich ferner für eine sozialverträgli-
che Gestaltung von Arbeit und Technik
und für eine weitergehende Demokrati-
sierung der Wirtschaft aus. Sie forderten
vom DGB-Bundesvorstand, die Gewerk-
schaftsmitglieder für den Ausbau der Mit-
bestimmung zu mobilisieren und gemein-
same wirkungsvolle Maßnahmen zur dau-
erhaften Sicherung der Montanmitbe-
stimmung zu ergreifen. Der DGB solle sich
darüber hinaus für eine Veränderung des
Betriebsverfassungsgesetzes einsetzen
mit folgenden Schwerpunkten: mehr Mit-
bestimmung und bessere Arbeitsmöglich-
keiten für den Betriebsrat; stärkere
Grundlagen für die Zusammenarbeit zwi-
schen Betriebsrat und Gewerkschaften;
Einbeziehung aller Arbeitnehmer in das
Gesetz; Abbau der Gruppenschranken
zwischen Arbeitern und Angestellten. In

** Bei den Wahlen zum geschäftsführenden Bundes-
vorstand des DGB wurde Ernst Breit mit 503 von
514 Stimmen in seinem Amt als DGB-Vorsitzender
bestätigt. Auf die stellvertretenden Vorsitzenden
Gustav Fehrenbach und Gerd Muhr entfielen 491
und 454 von 518 Stimmen. Bei den weiteren Vor-
standsmitgliedern verteilten sich die 514 gültigen
Delegiertenstimmen wie folgt: Lothar Zimmer-
mann erhielt 448, Siegfried Bleicher 443, Irmgard
Blättel 411, Michael Geuenich 371, Ilse Brusis 353,
Helmut Teitzel 346 der abgegebenen Stimmen.
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tarifpolitischen Fragen wird eine Verbes-
serung der Zusammenarbeit zwischen
den DGB-Gewerkschaften angestrebt.
Die Durchsetzung der 35-Stunden-
Woche hat jetzt eindeutig tarifpolitische
Priorität.

Kompromißlinien konnten auch dort
gefunden werden, wo von unterschiedli-
chen Interessenlagen ausgegangen wer-
den mußte, so etwa in Fragen der zukünf-
tigen Energiepolitik und der „Bündnis-
politik“.

So wurde bei nur einer Gegenstimme
ein energiepolitischer Initiativantrag be-
schlossen, der eine „Perspektive ohne
Kernenergie“ für „realistisch“ hält. Die
darin enthaltene Forderung nach einem
Verzicht auf Kernenergie „so rasch wie
möglich“, läßt eine energiepolitische
Wende erkennen, die insbesondere für
Betroffene nicht leicht zu vollziehen war.
Dafür, daß ihr auf dem Kongreß mehr-
heitlich zugestimmt werden konnte, war
die Ausklammerung des Hochtempera-
turreaktors sicherlich von Bedeutung. Im-
merhin können sich die Bergleute von
diesem Reaktortyp die zusätzliche
Sicherung der Kohle-Zukunft und damit
den Erhalt ihrer Arbeitsplätze
versprechen: Denn nur dieser für seine
relative Betriebssicherheit gerühmte
Thorium-Reaktor ist in der Lage, die
nötigen Temperaturen für eine
Kohlevergasung zu liefern.

Die Annahme dieses Antrages zur
Energiepolitik des DGB lediglich als
Wahlkampfhilfe zugunsten der SPD abzu-
qualifizieren - wie es von Teilen der Me-
dien getan wurde - wird den eigentlichen
Motiven nicht gerecht. Mit der Zustim-
mung seiner Gewerkschaft zu dem Initia-
tivantrag, der für ihn „die äußerste Grenze
der Kompromißmöglichkeiten“ erreichte,
wollte Heinz-Werner Meyer, Vorsitzender
der IG Bergbau und Energie,
Konsequenzen aus der Tatsache ziehen,
daß durch die Katastrophe von
Tschernobyl und ihren weltweiten Aus-
wirkungen die humane und soziale Be-
herrschbarkeit von Technik in ihre bisher
schwerste Krise geraten ist. „Unsere bis-
herige Energiepolitik soll einer grund-
sätzlichen Änderung unterzogen werden“

stellte er fest und sprach sich für einen
stufenweisen, geplanten Ausstieg aus der
Kernenergie aus. „Noch gibt es weltweit
Anstrengungen, die Kernkraft stärker zu
nutzen, und auch daran können wir nicht
vorbeisehen. Einen Verzicht bei uns halte
ich trotzdem für möglich, nur nicht sofort
und nicht in einem Schritt. Die Bedingun-
gen müssen festgelegt sein.“ Ernst Haar,
Vorsitzender der Deutschen Eisenbah-
nergewerkschaft, begründete seine Un-
terstützung dieses Antrags mit den Äng-
sten und Sorgen der Arbeitnehmer nach
der atomaren Katastrophe in Tschernobyl,
die „uns alle zum Umdenken“ zwinge.
„Eisenbahner sind von Tschernobyl
betroffen wie alle Arbeitnehmer und
Mitbürger. Eisenbahner müssen aber dar-
über hinaus direkt, hautnah sozusagen,
vieles von dem atomaren Müll befördern,
der aus deutschen Atommeilern heraus-
kommt und wieder hineingesteckt werden
soll. Wir verhandeln zur Zeit mit dem
Vorstand der Bundesbahn, was mit einem
Beamten im Betriebsdienst geschieht, der
- aus reiner Gewissensfrage heraus - sagt:
,Ich bin nicht mehr bereit, da mitzuma-
chen, bei der mißratenen Vorbereitung
und Information, die wir haben'.“ Und zu
den Handlungsperspektiven sagte Haar:
„Die von den Experten als sogenanntes
,Restrisikoc wissenschaftlich verbrämte
Tatsache, daß Menschenwerk nicht un-
fehlbar ist und daß alles, was schiefgehen
kann, auch einmal schiefgeht, ist, wie wir
heute wissen, keine ferne utopische Mög-
lichkeit, sondern eine sehr reale Gefahr. [
. . . ] Das Beispiel Kernenergie macht
deutlich, daß wir zu sehr dem technologi-
schen Sachverstand geglaubt haben. [... ]
Wir müssen dafür sorgen, daß in Zukunft
nur noch Technologieprojekte politisch
genehmigt werden, bei denen Schadlosig-
keit für Mensch und Umwelt auch über-
schaubar und garantiert ist! [... ] Die poli-
tischen Anstrengungen dürfen sich jetzt
nicht allein auf eine bessere Katastro-
phen-Abwicklung oder -Verwaltung mit
Frühwarnsystemen und ähnlichen Maß-
nahmen beschränken. Es geht um welt-
weite Zusammenarbeit bei der Vernich-
tung aller Atomwaffen, den Stop der
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Atomwirtschaft als nicht beherrschbare
Technologie.“

Selbstkritisch ging der stellvertretende
IG Metall-Vorsitzende, Franz Steinkühler,
mit der bisherigen gewerkschaftlichen
Energiepolitik um: „Wir waren anfangs
nahezu uneingeschränkte Befürworter
der Kernenergie - wie die Bevölkerung
insgesamt und viele politische Verant-
wortliche auch. [ . . . ] Nach Tschernobyl
hat sich die Lage ganz grundlegend verän-
dert. Nicht einmal so einfache Sätze wie
Tschernobyl steckt uns allen in den Kno-
chen' kann man heute noch unbefangen
aussprechen. Wir haben erkennen müs-
sen, daß ein Reaktorunfall keine theoreti-
sche Möglichkeit ist, sondern tödliche
Realität. Wir hätten es auch vor Tscherno-
byl schon realisieren können.“ Das Be-
wußtsein der Menschen in der Bundesre-
publik - so Steinkühler - habe sich verän-
dert; es gebe keine politische Mehrheit
mehr für den weiteren Ausbau der Kern-
energie. Dieser sei „nur noch mit polizei-
staatlichen Mitteln durchzusetzen“. Für
ihn stand fest: „Wer heute noch auf eine
Zukunft mit Kernenergie setzt, handelt
nicht nur unvorsichtig hinsichtlich der Ri-
siken für die Bevölkerung, sondern han-
delt auch unverantwortlich in bezug auf
die Sicherung von Arbeitsplätzen.“

Auch die breite Zustimmung zum An-
trag 43, der von der IG Chemie, Papier,
Keramik eingebracht und von der
Antragsberatungskommission entschärft
worden war, mag den einen oder anderen
überrascht haben. Er betrifft die Zusam-
menarbeit mit politischen Gruppierun-
gen und Organisationen. In der Presse
war schon über eine ähnlich heftige Kon-
troverse wie bereits einige Monate zuvor
auf dem DGB-Bundesjugendkongreß spe-
kuliert worden. Doch dabei handelte es
sich um Fehlspekulationen, denn der
Kongreß beschloß nach intensiver De-
batte, daß der DGB-Bundesvorstand von
Fall zu Fall darüber befinden solle, mit
welchen Organisationen der DGB „Bünd-
nisse“ eingehen könne. Ein akuter Hand-
lungsbedarf für die Abgrenzung von be-
stimmten politischen Gruppierungen und

Organisationen bestand offensichtlich
weder für die Antragsberatungskommis-
sion noch für die Mehrheit der Delegier-
ten, die sich in der Antragsberatung zu
Wort meldeten. Einige Redner befürchte-
ten gar, daß derartige Abgrenzungen die
Gewerkschaften bewegungs- und hand-
lungsunfähig machen könnten. Andere,
wie etwa der GEW-Vorsitzende, Dieter
Wunder, waren sich sicher, daß die Ge-
werkschaften über ausreichendes Selbst-
bewußtsein verfügten, sich nicht von an-
deren Organisationen und politischen
Gruppierungen vereinnahmen zu lassen.
„Die Gewerkschaften haben die Kraft,
mit allen relevanten gesellschaftlichen
Gruppen das Gespräch zu führen und ge-
gebenenfalls die Zusammenarbeit zu su-
chen. Wir haben die Kraft, andere für uns
zu gewinnen. Deswegen brauchen wir
keine ängstliche Abgrenzung. Wir sollten
im Umgang mit anderen die notwendige
Offenheit und das notwendige Selbstbe-
wußtsein zeigen, unsere Politik durchzu-
setzen.“

Der Antrag in seiner endgültig verab-
schiedeten Fassung begrüßt denn auch
die Teilnahme anderer Organisationen
und Gruppen an den Aktionen des DGB
und erklärt die Bereitschaft des DGB, mit
anderen punktuell zusammenzuarbeiten.
Ausdrücklich wird die Friedensbewegung
erwähnt. Hält man sich demgegenüber
vor Augen, wie heftig umstritten noch vor
fünf Jahren die Teilnahme der Gewerk-
schaftsjugend an den Aktivitäten der
Friedensbewegung innerhalb des DGB
war, so kann die mehrheitliche Annahme
dieses Antrages als ein positiv gewandel-
tes Verhältnis zur Friedensbewegung und
als weiterer Schritt gewertet werden, sich
den neuen sozialen Bewegungen gegen-
über zu öffnen.

Insbesondere die Anträge zur Friedens-
politik der Gewerkschaften und zur ge-
werkschaftlichen Interessenvertretung
von Arbeitslosen bieten konkrete An-
knüpfungspunkte für ein punktuelles Zu-
sammengehen von „alter“ und „neuer“
sozialer Bewegung gegen eine neokonser-
vative Politik.
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Der einstimmig angenommene Leitan-
trag zum Komplex Frieden, Abrüstung,
Entspannung stellt den Versuch dar, das
Thema „Frieden und Abrüstung“ im DGB
weiterzuentwickeln und programmatisch
mit einem größtmöglichen Konsens auf
die neuen Herausforderungen zu reagie-
ren. Der Antrag enthält eine Anzahl von
Forderungen, die auch von der Friedens-
bewegung vertreten werden, unter ande-
rem die Forderung nach Abbau und Ver-
schrottung aller in Europa stationierten
und auf Europa gerichteten atomaren
Raketen, nach sofortigem Verzicht auf die
Entwicklung, Erprobung und Sta-
tionierung neuer Nuklearwaffen sowie
Waffen für den Einsatz im Weltraum und
nach Kürzungen im Rüstungshaushalt; er
verurteilt das SDI-Vorhaben der USA und
entsprechende Aktivitäten der Sowjet-
union und spricht sich dafür aus, die soge-
nannte „Gorbatschow-Initiative“ zum Ge-
genstand konstruktiver Verhandlungen zu
machen. Der ebenfalls einmütig be-
schlossene Antrag über die Friedensakti-
vitäten des DGB stellt klar, daß das
Gleichgewicht des Schreckens keine Ba-
sis darstellt, um Frieden und Sicherheit zu
garantieren und befürwortet die Einrich-
tung atomwaffenfreier Zonen und die
Einleitung graduell und zeitlich befriste-
ter, einseitiger Abrüstungsschritte sowie
eigenständige Aktionen der Gewerk-
schaften, anknüpfend an die bisherigen
Unterschriftenaktionen des DGB, an die
Aktion „Fünf Mahnminuten für den Frie-
den“ in den Betrieben und an die Fahrrad-
Friedensstafette der DGB-Jugend. Zudem
soll der DGB stärker Druck auf die
Bundesregierung bezüglich SDI und der
Bundeswehrplanung für die neunziger
Jahre ausüben.

Was die gewerkschaftliche Interessen-
vertretung von Arbeitslosen angeht, hat
sich gegenüber dem letzten DGB-Bundes-
kongreß stärker durchgesetzt, daß Soli-
darität mit den Arbeitslosen nicht dabei
stehenbleiben kann, die Arbeitslosigkeit
zu bekämpfen. Die aktive Beteiligung von
Arbeitslosen und Arbeitsloseninitiativen
an der Gewerkschaftspolitik wurde dies-
mal ausdrücklich als eine wichtige ge-

werkschaftspolitische Aufgabe bewertet.
Auch darin zeigt sich ein geändertes Ver-
hältnis der Gewerkschaften zu den neuen
sozialen Bewegungen. Die Interessenpoli-
tik für Arbeitslose soll insbesondere auf
regionaler und kommunaler Ebene erfol-
gen. Dabei geht es um die Durchsetzung
einer aktiven Beschäftigungspoütik und
einer bedarfsgerechten Mindestsiche-
rung aller Arbeitslosen - eine Forderung,
die bislang vor allem vehement von Ar-
beitsloseninitiativen vorgetragen wurde.
Ferner fordert der DGB - ähnlich wie
viele Arbeitsloseninitiativen — Kosten-
ermäßigungen bei kommunalen Dienst-
leistungen für Arbeitslose und Sozial-
hilfeempfänger, den Aufbau eines Bera-
tungssystems unter Beteiligung der Kom-
munen, Wohlfahrtsverbände und der
Arbeitslosen sowie eine angemessene
finanzielle und organisatorische Unter-
stützung von Arbeitsloseninitiativen aus
öffentlichen Mitteln. Mit der Empfeh-
lung, Arbeitskreise arbeitsloser Gewerk-
schaftsmitglieder auf DGB-Kreisebene
einzurichten, die die Aufgabe haben, Vor-
schläge zur Verbesserung der sozialen
und materiellen Lage der Arbeitslosen zu
entwickeln und den DGB bei der Wah-
rung und Durchsetzung der Interessen Ar-
beitsloser zu unterstützen, lösen die Ge-
werkschaften ganz unmittelbar ihren An-
spruch ein, Interessenvertretung aller
Arbeitnehmer zu sein. Arbeitslose sollen
mit ihren Problemen nicht isoliert sein,
sondern sich auch innergewerkschaftlich
betätigen können. Dies wird zwangsläufig
zu einer stärkeren Politisierung des The-
mas Arbeitslosigkeit in den eigenen Rei-
hen führen, die allerdings unverzichtbar
ist, wenn auch die Arbeitslosen in die vom
IG Metall-Vorstandsmitglied Hans Jan-
ßen geforderte „große soziale Bewegung
im Kampf gegen die Massenarbeitslosig-
keit und für Arbeitszeitverkürzung“ ein-
bezogen werden sollen.

Der Wille zur einheitlichen Bewegung
und Interessenvertretung aller Arbeit-
nehmer drückt sich aber nicht zuletzt
auch in den mit Mehrheit beschlossenen
Anträgen zur Verbesserung der gewerk-
schaftlichen Frauen- und Jugendarbeit
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sowie zur Ausländerpolitik der Gewerk-
schaften aus. So soll die Wahrung der In-
teressen der Frauen noch stärker in den
Mittelpunkt gewerkschaftlicher Politik
und Aktionen gestellt werden. Daß die
Frauen in der Vertretung ihrer Anliegen
selbstbewußter und aktiver geworden
sind, zeigt sich darin, daß sie es nicht da-
bei belassen wollten, der Frauenarbeit ei-
nen größeren Stellenwert in den Gewerk-
schaften einzuräumen. Sie forderten auch
innerorganisatorische Konsequenzen.
Der DGB-Bundesvorstand wurde aufge-
fordert, für den Bereich der Gewerkschaf-
ten Frauenförderungspläne zu entwik-
keln und umzusetzen, mit dem Ziel, eine
gleichberechtigte Beteiligung von Frauen
auf allen hauptamtlichen Ebenen und in
allen gewerkschaftlichen Beschlußgre-
mien zu erreichen. In der Jugendarbeit
der Gewerkschaften sollen jetzt stärker
die veränderten Bedingungen, Interes-
sen, die veränderte Bewußtseinslage, die
aktuellen Entwicklungstendenzen der Ju-
gendlichen berücksichtigt werden. Die
Delegierten forderten dazu auf, die Rah-
menbedingungen in den Gewerkschaften
für die gewerkschaftliche Jugendarbeit
zu verändern. So müßten ausreichende fi-
nanzielle Mittel für die Jugendarbeit zur
Verfügung stehen, weiterhin sei die kultu-
relle Betätigung in den Jugendgruppen in
ihrer gesamten Vielfalt zu fördern und
sachbezogene Kooperation vor Ort mit Ju-
gendverbänden, KulUirinitiativen, kom-
munalen Einrichtungen und so weiter ein-
zugehen. Im Rahmen ihrer Beschlußfas-
sung zur Ausländerpolitik sprachen sich
die Delegierten dafür aus, der Ausländer-
feindlichkeit und allen Formen von Ras-
sismus mit aller Schärfe entgegenzutre-
ten und sich für eine Verbesserung des
Aufenthaltsrecht von hier lebenden Aus-
ländern einzusetzen. So etwa sollen aus-
ländische Arbeitnehmer und ihre Fami-
lienangehörigen nach zehnjährigem un-
unterbrochenen Aufenthalt in der Bun-
desrepublik nicht mehr ausgewiesen wer-
den dürfen. Sie sollen nach fünfjährigem
Aufenthalt in der Bundesrepublik das
aktive und passive Kommunalwahlrecht
erhalten. Minderjährige Kinder ausländi-

scher Arbeitnehmer sowie Ausländer, die
in der Bundesrepublik Deutschland gebo-
ren beziehungsweise aufgewachsen sind,
sollen nicht mehr ausgewiesen werden
können.

Als große Herausforderung für die
Handlungsfähigkeit der Gewerkschaften
in der Zukunft betrachteten die Teilneh-
mer am DGB-Bundeskongreß die Gewin-
nung neuer Mitgliederpotentiale, insbe-
sondere unter den Angestellten. Es ist
klar erkennbar, daß hier noch manches
im argen liegt, denn der Anteil der im
DGB organisierten Angestellten ist noch
immer eher gering. Die Mitgliederent-
wicklung im Angestelltenbereich hat mit
den Verschiebungen innerhalb der Be-
schäftigtenstruktur nicht mitgehalten.
Mit der nun beschlossenen mehrjährigen
Mobilisierungs- und Mitgliedergewin-
nungskampagne für den DGB und die Ein-
zelgewerkschaften sollen diese Defizite
beseitigt werden. Ein Schwerpunkt soll
dabei auf der Gewinnung, Integration und
Betreuung von Angestellten in Leitungs-
funktionen hegen.

Mit dem Arbeitsprogramm des Kon-
gresses bewies der DGB alles andere als
Überheblichkeit und Entfremdung von
den Interessen seiner Mitglieder. Er un-
terstrich vielmehr die Einheit der Ge-
werkschaftsbewegung und ihre politische
Unabhängigkeit. Die Gewerkschaften sind
gut gerüstet, Arbeitnehmerinteressen
weiterhin wirksam und offensiv vertreten
und zu erwartende Angriffe aus dem kon-
servativen Lager abwehren zu können.
Ob sie tatsächlich, trotz stärkerer Politi-
sierung, in der Lage sind, die konservative
Wende zu stoppen, wird davon abhängen,
ob und wie es ihnen gelingt, ihre gesell-
schafts- und wirtschaftspolitischen Alter-
nativen breiten Wählerschichten zugäng-
lich und einsehbar zu machen. Hierfür hat
der 13. DGB-Bundeskongreß zwar die
Grundlagen geschaffen. Allerdings sind
für einen weitreichenden, auf Solidarität
basierenden Gegenentwurf zum Neokon-
servatismus bislang nur erst Konturen er-
arbeitet worden. Es bleibt deshalb noch
viel an inhaltlicher Kleinarbeit zu tun, ein
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Konzept zur Gestaltung der Zukunft der
Arbeit zu entwicklen, das gewerkschaftli-
che Antworten auf die Veränderungen in

der Arbeitswelt enthält und die Verschie-
bungen im Verhältnis von Arbeit und
Nichtarbeit/Freizeit mit berücksichtigt.
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